
 

Ergänzende Bedingungen Niederdruck (ND) 

der Stadtwerke Bad Tölz GmbH 
 
I.  Netzanschluss  
1. Beauftragung des Netzanschlusses 
1.1 Die Herstellung oder Änderung des Netzanschlusses ist vom Anschlussnehmer un-

ter Verwendung der vom Netzbetreiber hierzu zur Verfügung gestellten Musterdo-
kumente in Textform beim Netzbetreiber zu beauftragen. 

1.2 Der Netzanschlussvertrag ist, soweit er nicht schon Eintragungen des Netzbetrei-
bers beinhaltet, vom Anschlussnehmer vollständig und wahrheitsgemäß auszufül-
len und der vom Anschlussnehmer unterschriebene Netzanschlussvertrag - zusam-
men mit einer maßstabsgerechten Grundrisszeichnung sowie einem amtlichen La-
geplan mit dem Maßstab 1:250, 1:500 oder 1:1000 - an den Netzbetreiber vorzule-
gen. 

1.3 Die Übergabe des Netzanschlussvertrages durch den Anschlussnehmer an den 
Netzbetreiber gilt als verbindlicher Auftrag des Anschlussnehmers an den Netzbe-
treiber zur Herstellung oder Änderung des konkreten Netzanschlusses.  

1.4 Der Netzbetreiber wird den Auftrag prüfen, insbesondere in technischer Hinsicht. 
Bei Annahme des Auftrages wird er den Anschlussnehmer hierüber durch die Über-
sendung eines vom Netzbetreiber unterzeichneten Exemplars des Netzanschluss-
vertrages unterrichten und ihn dabei über die Kosten für die Herstellung oder Än-
derung des Netzanschlusses, der Inbetriebnahme der Kundenanlage und die Höhe 
des Baukostenzuschusses informieren.  

1.5 Weiter teilt er dem Anschlussnehmer den voraussichtlichen Ausführungszeitraum 
und Zeitbedarf für die Herstellung oder Änderung des Netzanschlusses mit. Verzö-
gerungen bei der Herstellung oder Änderung des Netzanschlusses, die vom Netz-
betreiber nicht zu vertreten sind, führen zu einer entsprechenden Verlängerung 
der Ausführungsfristen. 

2. Netzanschluss 
2.1 Jedes Grundstück, das eine eigene wirtschaftliche Einheit bildet, was insbesondere 

dann der Fall ist, wenn diesem Grundstück eine eigene Hausnummer zugeordnet 
ist, wird über einen eigenen Netzanschluss an das Verteilernetz des Netzbetreibers 
angeschlossen. Ausnahmen gelten nur bei berechtigtem Interesse des Anschluss-
nehmers, die er dem Netzbetreiber in Textform nachzuweisen hat. 

2.2 Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die Trasse des Netzanschlusses auf dem 
Grundstück dauerhaft zugänglich zu halten. Insbesondere sind Überbauungen und 
-pflanzungen der Trasse unzulässig, wenn hierdurch der Zugang zum Netzanschluss 
oder die Betriebssicherheit des Netzanschlusses beeinträchtigt werden könnte. 

2.3 Als Änderung eines Netzanschlusses gilt insbesondere der Austausch des Hausan-
schlusskastens gegen einen stärkeren sowie die Verstärkung des Leitungsquer-
schnitts sowie der Hauptabsperreinrichtung.  

2.4 Wird der Netzanschlussvertrag beendet, ist der Netzbetreiber berechtigt, den Netz-
anschluss von seinem Verteilernetz zu trennen. 

3. Kosten und Preise für den Netzanschluss 
3.1 Der Anschlussnehmer erstattet dem Netzbetreiber insbesondere die Kosten für die 
 a) erstmalige Herstellung des Netzanschlusses (Standardanschluss), 
 b) Änderung des Netzanschlusses sowie 
 c) Außerbetriebnahme und die Stilllegung eines Netzanschlusses. 
  Die Kosten berechnet der Netzbetreiber nach den hierzu im jeweils gültigen 

 Preisblatt ausgewiesenen Pauschalsätzen oder nach tatsächlichem Aufwand 
 gemäß § 315 BGB. 

3.2 Bei der Ermittlung der Hausanschlusslänge ist grundsätzlich der Abstand zwischen 
der Gebäudeeinführung und der Straßenmitte maßgebend. 

3.3 Bei einem Netzanschluss, der nach Aufwendung, Art, Dimension, Lage oder aus 
sonstigen Gründen (z. B. besondere Erschwernisse aufgrund der Bodenverhältnisse 
oder Mehrlängen) von Standardanschlüssen abweicht (Sonderanschluss), kann der 
Netzbetreiber, neben den im Preisblatt genannten Pauschalsätzen für Standardan-
schlüsse, ein zusätzliches Entgelt vom Anschlussnehmer gemäß § 315 BGB nach 
Aufwand oder Pauschalsätzen nach dem Preisblatt verlangen. 

3.4 Ein Sonderanschluss liegt insbesondere dann vor, wenn die tatsächlichen Kosten 
für die Errichtung des Sonderanschlusses die Pauschalsätze für einen Standardan-
schluss um mehr als 25 % übersteigen. 

3.5 Sobald der Netzbetreiber Kenntnis von den kostenerhöhenden Umständen hat, 
wird er den Anschlussnehmer hierüber informieren. 

4. Eigenleistungen des Anschlussnehmers 
4.1 Eigenleistungen des Anschlussnehmers im Zusammenhang mit der Herstellung des 

Netzanschlusses, insbesondere die Ausführung von Erdarbeiten oder Mauerdurch-
brüchen durch den Anschlussnehmer selbst oder in dessen Auftrag durch Dritte, 
sind vorher mit dem Netzbetreiber abzustimmen und in Textform festzuhalten. 

4.2 Die Ausführung von Eigenleistungen muss fach- und sachgerecht nach den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik und unter Berücksichtigung der Vorgaben 
des Netzbetreibers erfolgen. Dies gilt insbesondere für das Ausschachten, Verlegen 
des Warnbandes sowie die Wiederanfüllung inklusive Sandbeistellung und das Ver-
dichten. Die Baustellenabsicherung während der Ausführung von Eigenleistungen 
hat der Anschlussnehmer auf eigenes Risiko zu gewährleisten. 

4.3 Erbrachte Eigenleistungen werden bei einer pauschalierten Berechnung der Netz-
anschlusskosten angemessen berücksichtigt. Sie sind vom Anschlussnehmer dem 
Netzbetreiber auf Verlangen nach Aufwand und Umfang prüfbar nachzuweisen. 
Für Tiefbauarbeiten kann der Netzbetreiber Pauschalsätze festlegen.  

4.4 Entstehen dem Netzbetreiber durch nicht sach- und fachgerechte Eigenleistungen 
des Anschlussnehmers Mehraufwendungen, hat diese der Anschlussnehmer dem 
Netzbetreiber zu erstatten. 

II. Inbetriebsetzung der Gasanlage 
1. Voraussetzung der Inbetriebsetzung 

1.1 Die Inbetriebsetzung der Gasanlage (Kundenanlage) findet statt nach der Fertig-
stellung eines neuen oder geänderten Netzanschlusses und ist unter Verwendung 
des vom Netzbetreiber hierzu zur Verfügung gestellten Vordrucks beim Netzbetrei-
ber zu beantragen. 

1.2 Voraussetzung für die Inbetriebsetzung der Kundenanlage ist die Einhaltung der 
technischen Anforderungen, die den anerkannten Regeln der Technik entsprechen 
müssen. 

1.3 Die Inbetriebsetzung der Kundenanlage erfolgt durch den Netzbetreiber oder 
durch ein in das Installateurverzeichnis eingetragenes Installationsunternehmen. 

1.4 Die Inbetriebsetzung der Kundenanlage ist in der Regel von der vollständigen Be-
zahlung der Netzanschlusskosten sowie des Baukostenzuschusses abhängig. 

2.  Kosten 
2.1 Der Anschlussnehmer hat für die Inbetriebsetzung der Kundenanlage durch den 

Netzbetreiber (z. B. Setzen des Zählers) an diesen die im Preisblatt des Netzbetrei-
bers veröffentlichten Pauschalsätze zu bezahlen. Dies gilt auch für die nachträgliche 
Anbringung von zusätzlichen Mess- und Steuereinrichtungen, wenn dies durch das 
Verhalten des Anschlussnehmers veranlasst wurde und der Netzbetreiber Mess-
stellenbetreiber ist. 

2.2 Ist eine vom Anschlussnehmer beantragte Inbetriebsetzung durch den Netzbetrei-
ber aufgrund bestehender Mängel der Kundenanlage nicht möglich, so kann der 
Netzbetreiber die Kosten für seinen vergeblichen Inbetriebsetzungsaufwand dem 
Anschlussnehmer nach Pauschalsätzen berechnen. 

2.3 Die Kosten für die Auswechslung schadhafter Hauptsperrvorrichtungen und ande-
rer Teile des Hausanschlusses vor den Messeinrichtungen werden nach Pauschals-
ätzen berechnet. 

2.4  Für die Einstellung der Versorgung wegen Zuwiderhandlungen des Anschlussneh-
mers gegen seine Verpflichtungen gegenüber dem Netzbetreiber kann der Netzbe-
treiber dem Anschlussnehmer Pauschalsätze berechnen. 

III. Sonstige Pauschalen und Kosten 
 Neben den in den Abschnitten I. bis II. genannten Kosten und Pauschalen kann der 

Netzbetreiber auch die sonstigen im Preisblatt angegebenen Kosten und Pauscha-
len vom Anschlussnehmer verlangen, wenn die jeweils zugrunde liegenden Sach-
verhalte vorliegen. Für im Preisblatt des Netzbetreibers nicht aufgeführte Leistun-
gen, die im Auftrag des Kunden oder in dessen mutmaßlichem Interesse vom Netz-
betreiber erbracht werden und die, nach den Umständen zu urteilen, nur gegen 
eine Vergütung zu erwarten sind, kann der Netzbetreiber die Höhe der Entgelte 
nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) bestimmen. 

IV. Voraus- und Abschlagszahlungen 
1. Vorauszahlungen 
 Der Netzbetreiber ist berechtigt, für die Herstellung und Änderung des Netzan-

schlusses, den Baukostenzuschuss und sonstige Leistungen des Netzbetreibers vom 
Anschlussnehmer angemessene Vorauszahlungen zu verlangen, wenn nach den 
Umständen des Einzelfalles Grund zu der Annahme besteht, dass der Anschluss-
nehmer seinen Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Netzbetreiber nicht oder 
nicht rechtzeitig nachkommt. Dies gilt insbesondere dann, wenn der Anschlussneh-
mer mit anderen Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Netzbetreiber in Rück-
stand ist oder eine vom Netzbetreiber über den Anschlussnehmer eingeholte Aus-
kunft einer allgemein im Geschäftsleben anerkannten Auskunftei (z. B. Creditre-
form) über seine wirtschaftlichen Verhältnisse die berechtigte Besorgnis zulässt, 
dass er seinen Zahlungsverpflichtungen aus dem Netzanschlussvertrag nicht oder 
nicht rechtzeitig nachkommt. 

2. Abschlagszahlungen 
 Abschlagszahlungen auf die Netzanschlusskosten kann der Netzbetreiber vom An-

schlussnehmer insbesondere dann fordern, wenn der Anschlussnehmer mehrere 
Netzanschlüsse beim Netzbetreiber beauftragt hat oder auf den Baukostenzu-
schuss bei größeren Objekten entsprechend des Baufortschrittes der örtlichen Ver-
teileranlagen. 

V. Haftung 
1. Im Anwendungsbereich der NDAV gilt § 18 NDAV. 
2. Außerhalb des Anwendungsbereiches von § 18 NDAV und sofern nichts anderes 

zwischen den Parteien vereinbart, ist die Haftung des Netzbetreibers sowie seiner 
Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen gegenüber Anschlussnutzern und -nehmern 
für schuldhaft verursachte Schäden ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht 
durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde. Dieser Haftungsaus-
schluss gilt nicht bei Schäden aus der schuldhaften Verletzung von Leben, Körper 
und Gesundheit sowie für Schäden aus der schuldhaften Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten. Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche 
auf anderen Umständen als Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, beschränkt 
sich die Haftung des Netzbetreibers sowie seiner Erfüllungs- und Verrichtungsge-
hilfen auf den bei Vertragsbeginn vorhersehbaren vertragstypischen Schaden. Die 
Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes und des Haftpflichtgesetzes bleiben 
unberührt.  

VI. Fälligkeit, Zahlungen und Verzug 
1. Die vom Netzbetreiber nach seinem Preisblatt festgelegten Pauschalbeträge wer-

den grundsätzlich mit dem Zeitpunkt des Endes der zugrundeliegenden Leistungs-
erbringung fällig und sind spätestens 2 Wochen nach Zugang der Rechnung des 
Netzbetreibers zu bezahlen. Ist in der Rechnung ein Zahlungsdatum angegeben, ist 
dieses maßgebend, wenn es nicht vor dem Zahlungstermin nach Satz 1 liegt. 

2. Ist in einer Rechnung kein Zahlungsdatum genannt, kommt der Anschlussnehmer 
in Verzug, wenn er nicht innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zugang einer 
Rechnung zahlt, worauf hiermit hingewiesen wird. 

3.   Der Verzugszins richtet sich nach § 288 BGB. Die Geltendmachung eines darüber 
hinausgehenden Schadens bleibt dem Netzbetreiber vorbehalten. 
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4. Für Mahnungen kann der Netzbetreiber dem Anschlussnehmer - neben Verzugs-

zinsen und weiteren Schäden des Netzbetreibers - Pauschalbeträge nach dem 
Preisblatt des Netzbetreibers berechnen. 

VII. Streitbeilegung 
1. Der Netzbetreiber wird Beanstandungen von Anschlussnehmern und -nutzern, 

die Verbraucher im Sinne des § 13 des BGB (Verbraucher) sind, die den Anschluss 
an das Versorgungsnetz oder, wenn der Versorger auch Messstellenbetreiber ist, 
den Messstellenbetrieb betreffen, innerhalb einer Frist von 4 Wochen ab deren 
Zugang beim Netzbetreiber an den Beschwerdeführer beantworten. Wird der  

  
 Verbraucherbeschwerde durch den Netzbetreiber nicht abgeholfen, wird er dem 

Beschwerdeführer die Gründe hierfür schriftlich oder elektronisch darlegen und 
ihn auf das Schlichtungsverfahren nach § 111b EnWG hinweisen. 

2. Zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen dem Beschwerdeführer und dem Netz-
betreiber kann vom Verbraucher die Schlichtungsstelle nach Ziffer 4 angerufen 
werden, wenn der Netzbetreiber der Beschwerde im Verfahren nach Ziffer 1 nicht 
abgeholfen hat und ein Gerichtsverfahren über den Streitfall nicht anhängig ist. 
Ein Antrag auf Schlichtung bei der Schlichtungsstelle kann vom Beschwerdeführer 
dort schriftlich, telefonisch oder auf elektronischem Weg eingebracht werden. 
Sofern ein Beschwerdeführer eine Schlichtung bei der Schlichtungsstelle bean-
tragt, wird der Netzbetreiber an dem Schlichtungsverfahren teilnehmen. Schlich-
tungsverfahren sollen regelmäßig innerhalb von 3 Monaten abgeschlossen wer-
den.  

3. Sofern wegen eines Anspruchs, der vom Schlichtungsverfahren betroffen ist, ein 
Mahnverfahren eingeleitet wurde, soll der das Mahnverfahren betreibende Be-
teiligte auf Veranlassung der Schlichtungsstelle das Ruhen des Mahnverfahrens 
bewirken. Auf die Verjährungshemmung einer Beschwerde gemäß § 204 Abs. 1 
Nr. 4 BGB wird hiermit hingewiesen. Die Schlichtungssprüche sind für die Parteien 
nicht verbindlich. Das Recht der Beteiligten, die Gerichte anzurufen oder ein an-
deres Verfahren nach dem EnWG zu beantragen, bleibt vom Schlichtungsverfah-
ren unberührt. 

4. Die Kontaktadressen für ein Schlichtungsverfahren lauten:  
a) Schlichtungsstelle Energie e.V., Friedrichstraße 133, 10117 Berlin, Tel.: 

030/27572400, Telefax: 030/275724069, Internet: www.schlichtungsstelle-ener-
gie.de, E-Mail:  info@schlichtungsstelle-energie.de  

b) Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbah-
nen, Verbraucherservice, Postfach 8001, 53105 Bonn, Tel.: 030/22480-500 oder 
01805-101000, Telefax: 030/22480-323, Internet: www.bundesnetz-agentur.de, 
E-Mail:  verbraucherservice-energie@bnetza.de 

VIII. Widerrufsbelehrung für Verbraucher 
 Nur für Verbraucher gemäß § 13 BGB, also für natürliche Personen, die ein Rechts-

geschäft zu einem Zweck abschließen, der weder überwiegend deren gewerblichen 
noch selbstständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kann, gilt die fol-
gende Widerrufsbelehrung: 

 Sie haben das Recht, binnen 14 Tagen ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag 
zu widerrufen. Die Widerrufsfrist beträgt 14 Tage ab dem Tag des Vertragsab-
schlusses. Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns,  

 Stadtwerke Bad Tölz GmbH, An der Osterleite 2, 83646 Bad Tölz, Tel. 08041 
 797-0, E-Mail info@stw-toelz.de  

 mittels einer eindeutigen Erklärung (z. B. ein mit der Post versandter Brief, Telefax 
oder E-Mail) über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. Sie 
können dafür das beigefügte Muster-Widerrufsformular verwenden, das jedoch 
nicht vorgeschrieben ist. Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, wenn Sie 
die Mitteilung über die Ausübung des Widerrufsrechts vor Ablauf der Wider-
rufsfrist absenden. 

 Folgen des Widerrufs: 
 Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir von 

Ihnen erhalten haben, einschließlich der Lieferkosten (mit Ausnahme der zusätz-
lichen Kosten, die sich daraus ergeben, dass Sie eine andere Art der Lieferung als 
die von uns angebotene, günstigste Standardlieferung gewählt haben), unverzüg-
lich und spätestens binnen 14 Tagen ab dem Tag zurückzuzahlen, an dem die Mit-
teilung über Ihren Widerruf dieses Vertrags bei uns eingegangen ist. Für diese 
Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der ursprüngli-
chen Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Ihnen wurde ausdrücklich et-
was anderes vereinbart; in keinem Fall werden Ihnen wegen dieser Rückzahlung 
Entgelte berechnet. 

 Haben Sie verlangt, dass die Dienstleistung oder Lieferung von Gas während der 
Widerrufsfrist beginnen soll, so haben Sie uns einen angemessenen Betrag zu zah-
len, der dem Anteil der bis zum Zeitpunkt, zu dem Sie uns von der Ausübung des 
Widerrufsrechts hinsichtlich dieses Vertrages unterrichten, bereits erbrachten 
Dienstleistungen im Vergleich zum Gesamtumfang der im Vertrag vorgesehenen 
Dienstleistungen entspricht. 

 Wichtige Hinweise, wenn ein Verbraucherkunde einen Widerruf erklären möchte 
 Will ein Verbraucherkunde fristgemäß von seinem gesetzlichen Widerrufsrecht Ge-

brauch machen, kann er das nachfolgende Formular ausfüllen, abtrennen und un-
terschrieben entweder per Post, per Telefax oder per E-Mail an eine dort bereits 
voreingetragene Kontaktadresse des Versorgers zurücksenden. 

 
 

 ________________________________________________________________ 
 
Muster-Widerrufsformular für Verbraucherkunden* gemäß Anlage 2 

zu Artikel 246 a § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und § 2 Absatz 2 Nummer 2 EGBGB 
 
 

 
An Telefax: 01234-56789 
Stadtwerke Musterstadt E-Mail: stadtwerke@xy.de  
Musterstraße 1 
12345 Musterstadt 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

hiermit widerrufe(n) ich/wir den von mir/uns abgeschlossenen Vertrag über den 
Netzanschluss und mache(n) dazu folgende Angaben: 

 
 
Bestellt am**/erhalten am*: _________________________________ 
 
Name des/der Verbraucher(s):    _________________________________ 
 
Anschrift des/der Verbraucher/s: _________________________________ 
 
PLZ, Ort, Straße, Hausnummer: _________________________________ 
 

 
Unterschrift des/der Verbraucher(s):  _______________________________ 
 
Datum: ______________________ 

  
 

* Verbraucher ist jede natürliche Person, die ein Rechtsgeschäft zu Zwe-
cken abschließt, die überwiegend weder ihrer gewerblichen noch ihrer 
selbstständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden können. 

** Unzutreffendes bitte streichen. 
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